
           Anlage 1 
Zitierte Rechtsnormen 
 

1. § 33 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
(1) Der Wahlausschuss zählt zunächst die für alle Bewerber abgegebenen gültigen Stimmen, 
nach Parteien, Wählergruppen und Einzelbewerbern getrennt, zusammen (Gesamtstimmen-
zahl). Durch Abzug der Stimmen der Parteien und Wählergruppen, für die keine Reserveliste 
zugelassen ist, und der Stimmen der Einzelbewerber von der Gesamtstimmenzahl wird die 
bereinigte Gesamtstimmenzahl gebildet. 
 
(2) Von der gemäß § 3 in jedem Wahlgebiet zu wählenden Gesamtzahl von Vertretern wird 
die Zahl der erfolgreichen Wahlbezirksbewerber abgezogen, die als Einzelbewerber aufge-
treten oder von einer nach Absatz 1 Satz 2 nicht zu berücksichtigenden Partei oder Wähler-
gruppe vorgeschlagen sind. Von der so gebildeten Ausgangszahl werden den am Verhält-
nisausgleich teilnehmenden Parteien und Wählergruppen nach dem Divisorverfahren mit 
Standardrundung so viele Sitze zugeteilt, wie ihnen im Verhältnis der auf ihre Reserveliste 
entfallenen Stimmenzahlen zur Gesamtstimmenzahl nach Absatz 1 zustehen (erste Zutei-
lungszahl). Jede Partei oder Wählergruppe erhält so viele Sitze, wie sich nach Teilung ihrer 
Stimmen durch den Zuteilungsdivisor und anschließender Rundung ergeben. Der Zutei-
lungsdivisor ist so zu bestimmen, dass insgesamt so viele Sitze wie nach der Ausgangszahl 
auf die Reservelisten entfallen. Bei der Rundung sind Zahlenbruchteile unter 0,5 auf die da-
runter liegende Zahl abzurunden und Zahlenbruchteile ab 0,5 auf die darüber liegende Zahl 
aufzurunden. Kommt es bei Berücksichtigung von bis zu vier Stellen nach dem Komma zu 
Rundungsmöglichkeiten mit gleichen Zahlenbruchteilen, entscheidet das vom Wahlleiter zu 
ziehende Los. Zur Ermittlung des Zuteilungsdivisors ist die Gesamtstimmenzahl durch die 
Ausgangszahl zu teilen. 
Falls nach dem sich so ergebenden Divisor bei Rundung insgesamt weniger Sitze als nach 
der Ausgangszahl vergeben würden, ist der Divisor auf den nächstfolgenden Divisor, der bei 
Rundung die Ausgangszahl ergibt, herunterzusetzen; würden insgesamt mehr Sitze als nach 
der Ausgangszahl vergeben, ist der Divisor auf den nächstfolgenden Divisor, der bei Run-
dung die Ausgangszahl ergibt, heraufzusetzen. 
 
(3) Haben Parteien und Wählergruppen mehr Sitze in den Wahlbezirken errungen, als ihnen 
nach Absatz 2 zustehen, wird die Ausgangszahl um so viele Sitze erhöht, wie notwendig 
sind, um bei erneuter Berechnung nach Absatz 2 mit den Stimmenzahlen der Parteien und 
Wählergruppen, denen nach Absatz 2 mindestens ein Sitz zusteht, unter Berücksichtigung 
der erzielten Mehrsitze eine Sitzverteilung nach dem Verhältnis dieser Stimmenzahlen zu 
erreichen. Dazu wird die Zahl der in den Wahlbezirken errungenen Sitze der Partei oder 
Wählergruppe, die das günstigste Verhältnis dieser Sitzzahl zur ersten Zuteilungszahl er-
reicht hat, mit der Gesamtstimmenzahl der nach Satz 1 am Verhältnisausgleich noch teil-
nehmenden Parteien und Wählergruppen multipliziert und durch die Stimmenzahl dieser Par-
tei oder Wählergruppe dividiert. Die zweite Ausgangszahl für die Sitzzuteilung ist mit einer 
Stelle nach dem Komma zu berechnen und auf eine ganze Zahl nach Absatz 2 Satz 5 auf- 
oder abzurunden. Ist durch die erhöhte Ausgangszahl die Gesamtzahl der Sitze eine unge-
rade Zahl, wird diese Ausgangszahl um eins erhöht.  
Erhalten Parteien oder Wählergruppen bei der Berechnung der erhöhten Ausgangszahl nicht 
eine Sitzzahl, die der Zahl ihrer erfolgreichen Wahlbezirksbewerber entspricht, wird die er-
höhte Ausgangszahl um zwei erhöht, bis die Zahl der Listenmandate nach erneuter Berech-
nung gemäß Absatz 2 erstmals der Zahl ihrer erfolgreichen Wahlbezirksbewerber entspricht 
oder diese übersteigt. 
 
(4) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 eine Partei oder Wählergruppe, die 
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat, nicht mehr als die Hälfte der insge-
samt zu vergebenden Sitze, wird ihr vorab ein weiterer Sitz zugeteilt (Zusatzmandat). Von 
den anderen Parteien oder Wählergruppen erhält diejenige mit dem niedrigsten Zahlen-



bruchteil ab 0,5 einen Sitz weniger als nach Absatz 2. Betragen die Zahlenbruchteile sämt-
lich weniger als 0,5, erhält die Partei oder Wählergruppe einen Sitz weniger, die bei einer 
erneuten Berechnung nach Absatz 2 mit der Gesamtstimmenzahl und der Gesamtsitzzahl 
der verbleibenden Parteien und Wählergruppen den niedrigsten Zahlenbruchteil erreicht. Bei 
gleichen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier Stellen nach dem Komma ent-
scheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. 
 
(5) Parteien und Wählergruppen, die weniger Sitze in den Wahlbezirken errungen haben, als 
ihre Sitzzahl beträgt, erhalten die fehlenden Sitze aus der Reserveliste. 
 
(6) Die Sitze werden aus den Reservelisten in der dort festgelegten Reihenfolge besetzt. § 
32 Satz 2 gilt entsprechend. Bewerber, die in einem Wahlbezirk gewählt sind, bleiben hierbei 
unberücksichtigt. Entfallen auf eine Partei oder Wählergruppe mehr Sitze, als Bewerber auf 
der Reserveliste benannt sind, so bleiben diese Sitze unbesetzt. 
 

2. § 34 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
(1) Der Wahlausschuss stellt fest, wie viel Stimmen für die Bewerber in den Wahlbezirken 
und für die Parteien und Wählergruppen abgegeben worden sind und welche Bewerber in 
den Wahlbezirken und aus den Reservelisten gewählt sind. 
 
(2) Der Wahlausschuss ist an die vom Wahlvorstand getroffenen Entscheidungen gebunden, 
jedoch berechtigt, Rechenfehler zu berichtigen. 
 

3.  § 39 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
(1) Gegen die Gültigkeit der Wahl können 
 
jeder Wahlberechtigte des Wahlgebiets, 
 
die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der 
Wahl teilgenommen haben,  
 
sowie die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses Einspruch erheben, wenn sie 
eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 40 Abs. 1 Buchstaben a bis c für 
erforderlich halten. Der Einspruch ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen oder münd-
lich zur Niederschrift zu erklären. 
 
(2) Gegen die von den Wahlbehörden bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahlhand-
lung getroffenen Entscheidungen kann Einspruch gemäß Absatz 1 eingelegt werden, um 
eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 40 Abs. 1 herbeizuführen. § 9 Abs. 
3 Satz 2, § 11, § 18 Abs. 4 bleiben unberührt. 
 

4. § 40 Kommunalwahlgesetz NRW  
 
Die neue Vertretung hat nach Vorprüfung durch einen hierfür gewählten Ausschuss unver-
züglich über die Einsprüche sowie über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen in folgender 
Weise zu beschließen:  
 
a) Wird die Wahl wegen mangelnder Wählbarkeit eines Vertreters für ungültig erachtet, so ist 
das Ausscheiden dieses Vertreters anzuordnen. 
 
b) Wird festgestellt, dass bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahlhandlung Unre-
gelmäßigkeiten vorgekommen sind, die im jeweils vorliegenden Einzelfall auf das Wahler-



gebnis im Wahlbezirk oder auf die Zuteilung der Sitze aus der Reserveliste von entscheiden-
dem Einfluss gewesen sein können, so ist die Wahl in dem aus § 42 Abs.1, ersichtlichen 
Umfang für ungültig zu erklären und dementsprechend eine Wiederholungswahl anzuordnen. 
 
c) Wird die Feststellung des Wahlergebnisses für ungültig erklärt, so ist sie aufzuheben und 
eine Neufeststellung anzuordnen (§ 42). Ist die Neufeststellung nicht möglich, weil die Wahl-
unterlagen verloren gegangen sind oder wesentliche Mängel aufweisen, und kann dies im 
jeweils vorliegenden Einzelfall auf das Wahlergebnis im Wahlbezirk oder auf die Zuteilung 
der Sitze aus der Reserveliste von entscheidendem Einfluss sein, so gilt Buchstabe b ent-
sprechend. 
 
d) Wird festgestellt, dass keiner der unter Buchstaben a bis c genannten Fälle vorliegt, so ist 
die Wahl für gültig zu erklären. 
 

5. § 41 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
(1) Gegen den Beschluss der Vertretung nach § 40 Absatz 1 kann binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage steht auch der Aufsichtsbehörde zu. Im Fall 
der Ungültigkeitserklärung der Wahl durch die Vertretung steht auch einer Partei oder Wäh-
lergruppe, die keinen Einspruch eingelegt hat, die Klagebefugnis zu. Ein Vorverfahren nach 
dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
(2) Das Verwaltungsgericht kann auf Antrag des Klägers den gemäß § 40 Absatz 4 ergange-
nen Beschluss durch einstweilige Anordnung aufheben oder, falls ein solcher Beschluss 
nicht gefasst worden ist, auf Antrag von mindestens einem Viertel der Mitglieder der Vertre-
tung eine Anordnung gemäß § 40 Absatz 4 treffen. 
 

6. § 43 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
1) Ist der Beschluss über die Neufeststellung des Wahlergebnisses gemäß § 40 Abs. 1 
Buchstabe c unanfechtbar geworden oder im verwaltungsgerichtlichen Verfahren rechtskräf-
tig bestätigt, so hat der von der neuen Vertretung gewählte Wahlausschuss das Ergebnis 
neu festzustellen. Er ist hierbei an die Grundsätze der Entscheidung gemäß Satz 1 gebun-
den. 
 
(2) Das Wahlergebnis ist vom Wahlleiter neu bekannt zu machen. Auf seine Nachprüfung 
finden die Vorschriften §§ 39 bis 41 Anwendung. 
 

7. § 44 Kommunalwahlgesetz NRW 
 
(1) Die Vertretung entscheidet darüber, ob ein Vertreter seinen Sitz verloren hat, weil die 
Voraussetzungen seiner Wählbarkeit nach der Wahl weggefallen sind; § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 
2 bis 4 und § 41 findet entsprechende Anwendung. 
 
(2) Die allgemeinen Vorschriften des kommunalen Verfassungsrechts über das Beanstan-
dungsrecht des Bürgermeisters oder Landrates und über die Befugnisse der Aufsichtsbehör-
den bleiben unberührt. 
 

8. § 61 Abs. 1 Kommunalwahlordnung NRW 
 
Der Wahlleiter prüft die Wahlniederschriften auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit. Gibt 
die Wahlniederschrift eines Stimmbezirks zu Bedenken Anlass, so fordert der Wahlleiter die 
notwendigen Unterlagen an. Über die Einsichtnahme in die gemäß § 54 Absatz 2, § 55 Ab-
satz 1 und § 58 Absatz 4 und 5 KWahlO versiegelten Unterlagen ist eine Niederschrift in Ge-
genwart von mindestens zwei Zeugen zu fertigen. Nach Einsichtnahme sind die Unterlagen 



wieder zu versiegeln. Der Wahlleiter stellt nach den Wahlniederschriften der Stimmbezirke 
das endgültige Wahlergebnis im Wahlgebiet nach dem Muster der Anlage 25 zusammen. 
 

9. § 63 Kommunalwahlordnung NRW 
 
(1) Der Wahlleiter gibt das vom Wahlausschuss festgestellte Wahlergebnis öffentlich be-
kannt. § 30 Satz 2 gilt entsprechend. Die Veröffentlichung erfolgt unbeschadet der Annahme 
oder Ablehnung der Wahl durch die Bewerber. 
(2) Vom Tage der Bekanntmachung ab läuft die Frist zur Erhebung von Einsprüchen gegen 
die Wahl (§ 39 Abs. 1 des Gesetzes). Hierauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. 
 

10. § 65 Kommunalwahlordnung NRW 
 
Die folgenden Entscheidungen sind der Aufsichtsbehörde, dem vom Verlust des Sitzes be-
troffenen Vertreter und, wenn sie einen Einspruch betreffen, dem Einspruchserheber zuzu-
stellen:  
 
1. Beschluss der Vertretung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 40 Abs. 1 des Gesetzes, 
 
2. Beschluss der Vertretung über den Verlust eines Sitzes gemäß § 44 Abs. 1 des Gesetzes, 
 
3. nachträgliche Feststellung des Wahlleiters, dass ein Bewerber die Wahl angenommen hat, 
obwohl er an der Zugehörigkeit zur Vertretung gehindert war (§ 13 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 
Abs. 6 Satz 3 des Gesetzes), und Feststellung des Verlustes der Mitgliedschaft (§ 13 Abs. 3 
Satz 3 und Abs. 6 Satz 3 des Gesetzes), 
 
4. Feststellung des Wahlleiters über den Nachfolger oder das Freibleiben des Sitzes bei der 
Ersatzbestimmung von Vertretern (§ 45 Abs. 2 des Gesetzes), 
 
5. Feststellung des Wahlleiters über den Verlust des Sitzes auf Grund eines Parteiverbots 
gemäß Artikel 21 des Grundgesetzes, auf Grund einer Entscheidung nach Artikel 9 Abs. 2 
des Grundgesetzes und auf Grund einer Entscheidung nach Artikel 32 Abs. 2 der Landesver-
fassung (§ 46 Abs. 4 des Gesetzes). 
 
Der Beschluss der Vertretung und die Feststellung des Wahlleiters sind öffentlich bekannt zu 
machen; vereinfachte Bekanntmachung genügt. § 30 Satz 2 gilt entsprechend. Die Be-
kanntmachung gilt als Bekanntgabe im Sinne des § 41 Satz 1 des Gesetzes, soweit der Be-
schluss oder die Feststellung nicht zugestellt ist. 
 

11. § 66 Kommunalwahlordnung NRW 
 
Der Wahlleiter legt dem nach § 40 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zu bildenden Wahlprüfungs-
ausschuss die bei ihm eingegangenen Einsprüche sowie die sonstigen Unterlagen über die 
amtliche Vorprüfung des Wahlergebnisses unverzüglich vor. 


